
Die Frankfurter Stiic
Eine Analyse der Wahlen an den hessischen Universitäten D

Sind die F rankfurter .Studenten un­
politisch gevforäenT^An den Wahlen 
zum Universitätskonvent, zum P arla­
ment der hessischen Gremien-Univer- 
sität, haben sich nur 35,6 Prozent von 
ihnen beteiligt; im ' Dezember '1970, bei 
der ersteh Wahl nach dem neuen hes­
sischen Universitätsgesetz, hatten im­
m erhin noch 47,4 Prozent der F rank­
fu rter Studenten ihre Stimme abgege­
ben. Das Engagement bei den gleich­
zeitigen Wahlen ziT'den Fächbereichs- 
kohferenzeiT~Kat S0g5r~T[öch s tä rk e r  
nachgelassen. In einigen Frankfurter 
Fachbereichen, die die Grundeinheiten 
fü r Forschung und Lehre bilden, ist die 
Schwelle von zwanzig Prozent nur 
knapp überschritten wördenT-  Diese 
W ahlmüdigkeit ist um so überraschen­
der, als j yrarbur.g,. mit einer studenti­
schen Be^äm gtingvon 58.4 Prozent an 
der KonventswahL ein relativ  stolzes 
Ergebnis präsentiert. QjgJGLen, erreichte 
sogar eine sensationell nöfTeT W ahlbetei­
ligung der Studenten von 64,5 Prozent; 
sie lag deutlich noch üBer' den 56,5 
Prozent der letzten Konventswahlen. 
In D arm stadt blieben die Studenten 
mit fS^UProzent zwar un ter dem Quo­
rum  von 50 Prozent, aber J_m Vergleich 
zu F rankfurt schnitten sie^noeh gut ab. 
Sind dam it in Hessen die ' Verhältnisse 
auf den Kopf gestellt worden? Weshalb 
tra t Gießen aus dem Schlagschatten 
der „politischen“ Universitäten F rank­
fu rt und Marburg?

Neuwahlen zum Konvent, zum Senat 
und zu den Fachbereichskonferenzen 
w aren an den hessischen Universitäten 
erforderlich geworden, nachdem die 
Überleitung in die neue Personalstruk­
tu r abgeschlossen w ar und dam it zum 
erstenm al außer den Gruppen der 
Hochschullehrer, der Studenten und 
der nichtwissenschaftlichen M itarbeiter 
auch die Gruppen der Dozenten und 
der wissenschaftlichen Bediensteten 
wahlfähig wurden. Jede Gruppe, das 
w ar den Studenten bekannt, würde die 
volle Zahl der ihnen laut Gesetz zuste­
henden Sitze nur bei einer W ahlbeteili­
gung von fünfzig Prozent und mehr er­
reichen. Läge die W ahlbeteiligung un ­
te r dreißig Prozent, würde sie die 
Hälfte, läge sie un ter fünfzig Prozeht, 
ein Viertel ih rer Sitze verlieren. Dieses 
Quorum soll ein Stimulans sein für 
die Studenten — die Professoren b rau­
chen es nicht; von ihnen wählen über 
neunzig Prozent.

In Gießen w aren alle Gruppen daran 
interessiert, daß auch die Studenten 
die Fünfzigprozenthürde überspran­
gen. Der Konvent beschloß am 8. No­
vem ber 1972 gegen das Votum der Ra­
dikalen eine Wahlordnung, die alterna-

Maßnahmen bewiesen, daß die Politik 
der SPD und der FDP zu immer neuen 
Steuererhöhungen führe. Strauß wies 
den Anspruch der Bundesregierung, ihre 
Maßnahmen dienten der Preisstabilität, 
zurück. Schleswig-Holsteins Minister­
präsident Stoltenberg meinte, die Re­
gierung habe die Chance gehabt, den 
Etat 1973 ohne Steuererhöhungen auszu­
gleichen. Hierzu hätte sie alles, was über 
den stabilitätspolitischen Teil ihrer Maß­
nahmen hinausgehe, zunächst zurück-

mundge- 
ä n  aer

tiv Brief- oder Ui’nenwahl vorsieht.
Die Universitätsverwaltung schickte 
bereits bis Ende Januar an alle Profes­
soren, Dozenten und Studenten, wis­
senschaftlichen und nichtswissen­
schaftlichen Bediensteten insgesamt
über 26 000 Wahlbriefe; dafür hatte die «  £  £  £  V(
Handdruckerei 93 verschiedene Arten 0 SO 11 äUI LlOZtlll V'
von Stimmzetteln mit Auflagen zwi­
schen 3000 und 15 000 hergestellt. Als die ^  ^  6  M iU iarden  M a rk  stillegen / Stabi
Urnenwahl begann, h a tten sich ..sshon
------ - - - — ~ * — so m undee-

200 000 Mark fü r Verheiratete — ist so 
hoch angesetzt worden, daß nach An­
gaben von Finanzminister Schmidt da­
von nur etwa 150 000 natürliche Perso­
nen betroffen werden. Die höhere Mi­
neralölsteuer, so meinen beide Mini­
ster, werde von den Gewerkschaften 
nicht zum Anlaß höherer Forderun­
gen genommen werden.

Die Stabilitätsanleihe soll möglicher­
weise in m ehreren Tranchen aufgelegt 
werden, um den K apitalm arkt nicht 
überzustrapazieren. Die Konditionen 
sind noch nicht festgelegt worden. Die 
Anleihe soll natürlichen Personen an- 
geboten werden; an /S teuerbegünsti­
gung oder einen „Sozialrabatt“ ist 
nicht gedacht. Die Bedingungen, so 
sagte Schmidt, müßten aber so sein, 
daß der Bund die Anleihe am Markt 
verkaufen könne. Insgesamt wird der 
Bund den K apitalm arkt in diesem Jahr 
mit einem Nettobetrag von acht Mil­
liarden Mark beanspruchen: vier Mil­
liarden Mark zur Abschöpfung von 
K aufkraft und vier Milliarden Mark 
zur Finanzierung von Ausgaben. Uber 
die Verwendung der Stabilitätsanleih» 
zu einem späteren Zeitpunkt ist noch 
nichts festgelegt. Finanzminister Schmidt 
meinte jedoch, es sei denkbar, die Mittel 
in späteren Jahren zur Verminderung 
der Kreditaufnahm e heranzuziehen.

fast fünfzig Prozent der so
recKF Bedienten Studenten_________
Briefwahl beteiligt. Weitere zwanzig 
Prozent gingen zur Urne. Der Aufwand 
— 19 000 Mark a l le in jü r  Porto — hatte 

, sich UfUl!)
Aber die vorbildlichen technischen 

Handreichungen allein haben nicht da­
zu geführt, daß Gießen „als Sieger“ aus 
diesen Wahlen hervorgegangen ist. Der 
unterschiedliche Erfolg liegt auch am 
unterschiedlichen Klima in den hessi­
schen Universitätsstädten. Politische 
D.auerspannung wie in Franßfyrt  kann
ebenso zur Erm üdung führen wifrgerftp 
ppV~ politisches Interesse, das arri ehe­
s te n 'ln  Darm stadt unzutreffeiT i s t  In 
Gießen herrschl hocR so etwas wie der 
Wechsel von Spannung und Entspan­
nung, der Regeneration ermöglicht, 
wenn auch nicht zu übersehen ist, daß 
auch dort dieses Gleichgewicht manch­
mal gefährdet i s t  tfi-vv :dr •!-! •*•?/

Oberflächlich wäre es, wollte man 
die F rankfurter W ahlmüdigkeit nur 
auf die dort besonders hohe W ahlhäu­
figkeit zurückführen. Erst im Dezem­
ber w ar das S tudentenparlam ent neu 
zu wählen, weil der Zweite Senat des 
Hessischen Verwaltungsgerichtshofs die 
Satzung der Studentenschaft und die 
nach ihr gewählten Organe für ungül­
tig erk lärt hatte. §icher,._läfitL-dte
schnelle Aufeinanderfolge von Wahlen
das Interesse erlahmen, aber die er-

SÄCTvfao -  Besiegelung der 1
aus der Politisierung aller Bereiche der
Universität zu erklären,.. Wenn Wahlen offensichtlich die Zustimmung der 
dann, wie "jetzt, auch noch am Seme- 1 h a t  O lienw cnuu-u
sterende stattfinden, wird das e i. i n ß e
meine Abschlaffen besonders deutlich.
In F rankfurt hat es — im Gegensatz zu

K o r r e s p o n d e n t e n  U l r

Gießen — nicht einmal einen richtigen 
W ahlkampf unter den Studentenorga­
nisationen gegeben. Darin sieht der 
F rankfurter Universitätsprasident
Kantzenbach den H auptgrund fü r die 
geringe Wahlbeteiligung..

In Gießen gibt es ferner am wenig­
sten politischen Etikettenschwmdel. 
Den Studenten stellten sich Vereinigun­
gen zur Wahl, die sich zwar nicht ganz, 
aber doch annähernd m it den politi­
schen Parteien auf Bundesebene iden-

kanischer U nterhändler ohne Kabi­
nettsrang von dem 77jahngen chinesi­
schen Parteivorsitzenden zu einer, wie 
es amtlich heißt, „offenen und w eitrei­
chenden Aussprache in ungezwungener 
Atmosphäre“ geladen wird, bestätigt, 
daß Pekings Öffnung gegenüber Ame­
rika vom ganzen Spektrum der Füh­
rung Chinas gutgeheißen wird. Der 
Vorgang zeigt Mao im Zentrum  der 
von Tschou En-lai diplomatisch vorbe­
reiteten Entscheidung, wenngleich in 
philosophischer Distanz zum techni-


